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Begründung zur Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes  
„Vorhelmer Straße“ 
 

 
Plangebiet: Ehemaliges Droste-Gelände südlich der Vorhelmer Straße 
 
 
Verfahrensstand: Beteiligung der Öffentlichkeit (Öffentliche Auslegung) gemäß § 3 

(2) BauGB sowie der Behörden und der sonstigen Träger öffentli-
cher Belange gemäß § 4 (2) BauGB i.V.m. § 13a BauGB (Bebau-
ungspläne der Innenentwicklung) 

 

 Räumlicher Geltungsbereich 1

Der 0,42 ha große räumliche Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplanes, das ehemalige Droste-Gelände, befindet sich im Ortsteil Beckum 
südlich der Vorhelmer Straße. Der Geltungsbereich umfasst in der Flur 5 in der 
Gemarkung Beckum die Flurstücke 72, 73, 796, 1199, 1211, 1223, 1224 und 1244. 

 Anlass und Ziele der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 2

Die Vorhabenträgerin hat die Aufstellung eines Bebauungsplanes beantragt, um 
die bauplanungsrechtliche Grundlage für eine Nachnutzung der innerstädtischen 
Brachfläche am ehemaligen Droste-Gelände zu schaffen. Gegenstand der Vorha-
benplanung ist die Errichtung eines Pflegeheimes aus dem Bereich der stationä-
ren Pflege mit einem ergänzenden Angebot an Kurzzeitpflegeplätzen sowie in 
einem zweiten Gebäude eine Einrichtung für Wohngruppen und eigenständige 
Wohnungen für betreutes Wohnen. Insgesamt sollen in diesen Nutzungseinhei-
ten ein umfassendes Betreuungsangebot an dem Standort bereitgestellt werden.  
 
Diese Planung geht mit den Zielen des „Stadtentwicklungskonzeptes Beckum 
2025“ einher: „Die derzeit ständig belegten Plätze des betreuten Wohnens lassen 
erkennen, dass hier eine moderate Steigerung von Nöten ist. Die direkte Anbin-
dung dieser Wohnform an stationäre Einrichtungen hat sich bewährt und bedarf 
des Ausbaus.“ (Stadt Beckum, Stadtentwicklungskonzept Beckum 2025: 65) 
 
Aus städtebaulicher Sicht ist das Vorhaben nicht nur aufgrund des vorstehend 
beschriebenen Bedarfes zu unterstützen. Mit der Bauleitplanung kann eine 
Nachnutzung des ehemaligen Betriebsgeländes und heutigen Brachfläche er-
möglicht werden und damit der Verfestigung eines städtebaulichen Missstandes 
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entgegengewirkt werden. Das Plangebiet verfügt über ein Potenzial für die In-
nenentwicklung und Nachverdichtung des innerörtlichen Bereiches. Städtebau-
lich ist die Aktivierung der Fläche für eine ergänzende Wohnbebauung grund-
sätzlich sinnvoll. Aufgrund der Lage im Innenbereich und vor dem Hintergrund 
des Gebotes zum sparsamen Umgang mit Grund und Boden (§ 1a (2) BauGB) 
sind Maßnahmen zur Wiedernutzbarmachung von (Brach-)Flächen nach den 
Ausführungen des § 1 (5) BauGB grundlegend zu unterstützen.  
 
Die Umsetzung der Planung erfordert eine Anpassung des Planungsrechtes für 
den Standort, das bislang durch den Bebauungsplan Nr. 29 „Deipenbrede“ vor-
gegeben ist. Einerseits ist eine Anpassung der überbaubaren Grundstücksflächen 
erforderlich, da Teile der geplanten baulichen Anlagen außerhalb der bislang 
festgesetzten überbaubaren Grundstücksflächen liegen sollen. Andererseits kann 
im Rahmen der Bauleitplanung eine Anpassung bezüglich der Art der baulichen 
Nutzung vorgenommen werden. Der Vorhabenbereich ist in dem vorgenannten 
Bebauungsplan wie auch die östlich angrenzenden Bereiche als Mischgebiet 
festgesetzt, während westlich allgemeine Wohngebiete anschließen. Grundsätz-
lich wäre das geplante Vorhaben auch innerhalb eines Mischgebietes umset-
zungsfähig, jedoch hat sich der als Mischgebiet festgesetzte Bereich entlang der 
Vorhelmer Straße faktisch als Wohngebiet entwickelt, eine Nutzungsmischung ist 
folglich nicht vorhanden. Mit der Planung kann entsprechend eine Ausweitung 
des angrenzenden allgemeinen Wohngebietes auf den Vorhabenbereich vorge-
nommen werden. 
 
Die Schaffung des notwendigen Bauplanungsrechtes für die Projekt- und Vorha-
benplanung soll durch die Aufstellung eines Bebauungsplanes gemäß § 30 
BauGB, hier im Sinne eines vorhabenbezogenen Bebauungsplanes gemäß § 12 
BauGB, erfolgen.  

 Verfahren und Bestandteile des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 3

Mit der Bauleitplanung soll ein konkretes privates Projektinteresse bauplanungs-
rechtlich ermöglicht werden. Die entsprechende Bauleitplanung wurde von pri-
vater Seite initiiert. Aus diesem Grund soll ein vorhabenbezogener Bebauungs-
plan gemäß § 12 BauGB aufgestellt werden. Der Unterschied zu einem Ange-
botsbebauungsplan besteht im Wesentlichen im konkreten Projektbezug  und 
bietet der Stadt Beckum die Möglichkeit, die Bauleitplanung sehr konkret an 
dem geplanten Vorhaben zu orientieren und darüber hinaus eine zeitliche und 
inhaltliche Bindung des Vorhabenträgers im sog. Durchführungsvertrag gemäß 
§ 12 (1) BauGB zu regeln. Die Vorteile eines vorhabenbezogenen Bebauungspla-
nes liegen in den genau auf das Vorhaben abgestimmten Festsetzungsmöglich-
keiten. Kommt der Vorhabenträger seinen im Durchführungsvertrag geregelten 
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Verpflichtungen nicht nach, kann der Bebauungsplan ohne weitere Ansprüche 
gegen die Stadt wieder aufgehoben werden. 
 
Die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Vorhelmer Straße“ 
soll als Bebauungsplan der Innenentwicklung im beschleunigten Verfahren ge-
mäß § 13a BauGB ohne Umweltprüfung nach § 2 (4) BauGB durchgeführt wer-
den. Die Voraussetzungen für die Anwendung des § 13a BauGB sind gegeben: 

- Die Planung dient der Versorgung der Bevölkerung mit Wohnraum und 
der Schaffung von Arbeitsplätzen. 

- Die Planung dient der Innenentwicklung / Wiedernutzbarmachung von 
Flächen. 

- Die zulässige Grundfläche nach BauNVO liegt unter 20.000 m² (Geltungs-
bereich insgesamt = 0,42 ha bzw. rd. 4.200 m²). 

- Es wird keine Zulässigkeit von Vorhaben begründet, die der Umweltver-
träglichkeitsprüfung unterliegen. 

- Es liegt keine Beeinträchtigung der in § 1 (6) Ziffer 7 Buchstabe b BauGB 
genannten Schutzgüter vor (Natura 2000-Gebiete: FFH-Gebiete / Europäi-
sche Vogelschutzgebiete). 

- Bei der Planung sind keine Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung 
der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 Bundesimmis-
sionsschutzgesetz zu beachten. 

 
Es sind darüber hinaus keine weiteren Bebauungspläne im Umfeld des Plange-
bietes für eine Aufstellung vorgesehen bzw. es ist keine Änderung der bislang in 
den angrenzenden Bebauungsplänen festgesetzten Grundflächenzahl in einem 
engen sachlichen, räumlichen und zeitlichen Zusammenhang mit der hier in Re-
de stehenden Planung vorgesehen. Somit sind keine weiteren Grundflächen für 
die Bestimmung der Voraussetzung zur Anwendung des § 13a BauGB im vorlie-
genden Fall relevant. 
 
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan besteht aus 

- dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan (Nutzungsplan mit textlichen 
Festsetzungen, sonstigen Darstellungen und Hinweisen zum Planinhalt), 

- dem Vorhaben- und Erschließungsplan und 
- dem Durchführungsvertrag. 
 

Die Begründung ist gem. § 9 (8) BauGB beigefügt. Darüber hinaus sind dem Be-
bauungsplan beigefügt: 

- Potenzialanalyse Artenschutz zum Bau eines Seniorenzentrums (Faunisti-
sche Gutachten, Dipl.-Geogr. Michael Schwartze, Warendorf, April 2018) 
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Im Zeitpunkt der Beschlussfassung über die Satzung zum vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan muss das gesamte ‚Regelungspaket‘ (VEP als Bestandteil des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes mit seinen verbindlichen Festsetzungen 
einerseits und ergänzenden Regelungen im Durchführungsvertrag andererseits) 
vorliegen und zum Gegenstand der Abwägung des Rates der Stadt Beckum ge-
macht werden. 

 Situationsbeschreibung 4

Das Plangebiet liegt im Zentrum der Stadt Beckum an der Vorhelmer Straße in 
Gegenlage des dortigen K+K-Verbrauchermarktes. 
 
Beim baulichen Bestand handelt es sich um die leerstehenden Gebäude eines 
vormaligen Tiefbauunternehmens, bestehend aus dem ehemaligen Verwal-
tungsgebäude an der Vorhelmer Straße und der ehemaligen Werkstatthalle im 
rückwärtigen / südlichen Grundstücksbereich. Nicht Bestandteil des Plangebietes 
selbst, jedoch aufgrund der gemeinsamen Erschließung mit dem ehemaligen Be-
triebsgelände von der Vorhelmer Straße direkt von der Planung berührt, sind die 
beiden Wohngebäude Vorhelmer Straße 33a und 33b. 
 
Die Hofflächen sind nahezu vollständig im Sinne betrieblicher Bewegungsflächen 
versiegelt. Im Westen des Planbereiches befinden sich an die Nachbargrundstü-
cke angrenzende Gärten und eine Garage mit vier Pkw-Stellplätzen. 
 
Das städtebauliche Umfeld des Vorhabenbereiches ist vor allem entlang der 
Südseite der Vorhelmer Straße von überwiegend zweigeschossigen Wohnge-
bäuden geprägt.  
 
Fotos vom Plangebiet (Aufnahmen vom 17. Mai 2018): 
 

        
Ehemaliges Verwaltungsgebäude  Wohngebäude Vorhelmer Straße 33a+33b 
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Ehemalige Werkstatthalle Gärten 

 Planerische Randbedingungen 5

 Ziele der Raumordnung 5.1

Die Bauleitpläne sind gem. § 1 (4) BauGB den Zielen der Raumordnung anzupas-
sen. 
 
Im Regionalplan Münsterland des Regierungsbezirkes Münster liegt der Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes im allgemeinen Siedlungsbereich. Die Pla-
nung entspricht somit den im Regionalplan Münsterland dargestellten Zielen der 
Raumordnung und erfüllt die Anforderungen des Anpassungsgebotes nach § 1 
(4) BauGB. 
 

 
Regionalplan Münsterland - Ausschnitt ohne Maßstab 

 Flächennutzungsplan 5.2

Der wirksame Flächennutzungsplan der Stadt Beckum (Stand Januar 2013) stellt 
einen westlichen Teilbereich des Vorhabenbereiches als Wohnbauflächen dar, 
während der überwiegende Teil als gemischte Bauflächen dargestellt ist. 
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Ein Bebauungsplan der Innenentwicklung, der von den Darstellungen des Flä-
chen-nutzungsplanes abweicht, kann nach § 13a (2) Ziffer 2 BauGB aufgestellt 
werden, bevor der Flächennutzungsplan geändert oder ergänzt worden ist. Die 
geordnete städtebauliche Entwicklung des Gemeindegebietes darf nicht beein-
trächtigt werden. Da die geordnete städtebauliche Entwicklung durch die Auf-
stellung des Bebauungsplanes nicht beeinträchtigt wird, soll der Flächennut-
zungsplan gemäß § 13a (2) Ziffer 2 BauGB im Wege der Berichtigung angepasst 
werden (Änderung der als gemischte Bauflächen dargestellten Teilflächen als 
Wohnbauflächen, siehe Anlage 1 dieser Begründung). 
Dem Entwicklungsgebot des Bebauungsplanes aus dem Flächennutzungsplan 
gem. § 8 (2) BauGB kann somit entsprochen werden. 
 

 
Flächennutzungsplan - Ausschnitt ohne Maßstab 

 Landschaftsplan 5.3

Der Geltungsbereich liegt außerhalb des für das Beckumer Stadtgebiet gültigen 
Landschaftsplanes „Beckum“ des Kreises Warendorf. Planungskonsequenzen er-
geben sich somit nicht. 

 Belange des Städtebaus / Bauplanungsrechtliche Inhalte 6

 Vorhabenplanung 6.1

Gegenstand der Vorhabenplanung ist die Errichtung eines Pflegeheimes aus 
dem Bereich der stationären Pflege mit einem ergänzenden Angebot an Kurz-
zeitpflegeplätzen sowie in einem zweiten Gebäude eine Einrichtung für Wohn-
gruppen und eigenständige Wohnungen für betreutes Wohnen. Die stationäre 
Pflege und die darin integrierte Kurzzeitpflege sind im straßennahen Bereich in 
einem winkelförmigen Baukörper geplant, in dem 48 stationäre Pflegeplätze und 
fünf ergänzende Kurzzeitpflegeplätze entstehen sollen. In dem südlich / rückwär-
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tig geplanten Gebäude sollen hingegen die Angebote für betreutes Wohnen ge-
schaffen werden, wobei im Erdgeschoss und im ersten Geschoss je eine betreute 
Wohngruppe mit 9 - 10 Plätzen und im abschließenden Geschoss vier eigen-
ständige Wohnungen für betreutes Wohnen geplant sind, wodurch das umfas-
sende Betreuungsangebot für Senioren im Plangebiet komplettiert wird. Die 
Hauptbaukörper sollen dreigeschossig errichtet und mit Flachdächern ausgestal-
tet werden. 
 
Die verkehrliche Erschließung des Seniorenzentrums ist über die Krügerstraße 
und die Vorhelmer Straße geplant. Eine direkte Befahrbarkeit von der Vorhelmer 
Straße, an die das nördliche Gebäude mit dem Haupteingang ausgerichtet wer-
den soll, soll ausschließlich für Krankenwagen / -transporte und im Zusammen-
hang mit den dort direkt an der Vorhelmer Straße geplanten beiden Stellplätzen 
für Servicekräfte / Kurzzeitbesucher möglich sein. Eine Fahrerschließung über die 
Marie-Curie-Straße soll gänzlich vermieden werden. Die Vorhabenplanung soll 
dennoch eine Verbindung für Fuß- und Radverkehr zwischen der Marie-Curie-
Straße und der Krügerstraße sicherstellen. Über diese Wegeverbindung kann zu-
dem die Erschließung der Wohngebäude auf Flurstück 795 (Vorhelmer Straße 
33a + 33b) auch weiterhin sichergestellt werden.  
 
Bezüglich der Anlage von Stellplätzen soll die bauordnungsrechtlich geforderte 
Anzahl an Stellplätzen überschritten werden, um der Einbettung des Plangebie-
tes in das wohngeprägte Umfeld gerecht zu werden bzw. einen auf das Umfeld 
wirkenden Parkdruck zu erzeugen. Statt der bauordnungsrechtlich erforderlichen 
8-9 Stellplätze (bei prognostizierten rd. 50 Beschäftigten in drei Schichten) sieht 
die Vorhabenplanung 15 Stellplätze und zusätzlich 2 Kurzzeitstellplätze für Ser-
vicekräfte und Kurzzeitbesucher an der Vorhelmer Straße vor. 
 
Im Norden und Westen des Plangebietes sind im Nahbereich zur Vorhelmer 
Straße bzw. zur Krügerstraße je eine Nebenanlage geplant, die als Müllsammel-
stelle genutzt werden sollen und zusätzlichen Platz für bspw. Gartengeräte bie-
tet. 
 
Der Bereich zwischen beiden geplanten Gebäuden soll als gemeinschaftlich 
nutzbarer Gartenbereich barrierefrei und die darin verlaufenden Wege wasser-
gebunden angelegt werden. Eine Durchwegung für die Allgemeinheit wird auf-
grund der Pflegebestimmungen / Sicherheitsaspekten nicht möglich sein. 
 
Vor dem Hintergrund der Vorhabenplanung sollen die nachstehenden zeichneri-
schen und textlichen Festsetzungen getroffen werden: 
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 Art der baulichen Nutzung 6.2

Für den Vorhabenbereich soll ein allgemeines Wohngebiet (WA) gem. § 4 BauN-
VO festgesetzt werden, wobei gemäß § 12 (3) Satz 2 BauGB ein auf das konkrete 
Vorhaben abgestimmter Nutzungskatalog zur Anwendung kommen soll.  
 
In dem Allgemeinen Wohngebiet sind gem. § 1 (9) BauNVO als Wohngebäude 
gem. § 4 (2) Ziffer 1 BauNVO zulässig: 

- Wohngebäude und Anlagen für betreutes Wohnen und Pflegeeinrichtun-
gen mit Wohnungen für Personengruppen mit besonderem Wohnbedarf 
gem. § 9 (1) Ziffer 8 BauGB (Personen, die altersbedingt der Betreuung 
und Pflege bedürfen), 

- dem betreuten Wohnen und den Bedürfnissen der Pflegeeinrichtung ent-
sprechende Anlagen und Räume für Dienstleistungen und Aktivitäten, 
insbesondere Gruppenbereiche sowie Anlagen für gemeinschaftliche Ak-
tivitäten und Therapie einschließlich des Außenwohnbereiches, 

- zum Betrieb der zulässigen Nutzungen erforderlichen Nebenanlagen, 
auch als separate Gebäude einschließlich sanitärer Einrichtungen, Funkti-
onsräume, Abstellräume, Zugänge und Terrassen. 

 
Unzulässig sind gem. § 1 (5), (6) BauNVO: 

- Die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden sowie nicht störende 
Handwerksbetriebe gem. § 4 (2) Ziffer 2 BauNVO 

- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke  
gem. § 4 (2) Ziffer 3 BauNVO 

- Betriebe des Beherbergungsgewerbes gem. § 4 (3) Ziffer 1 BauNVO 
- Sonstige nicht störende Gewerbebetriebe gem. § 4 (3) Ziffer 2 BauNVO 
- Anlagen für Verwaltungen gem. § 4 (3) Ziffer 3 BauNVO 
- Anlagen für sportliche Zwecke gem. § 4 (2) Ziffer 3 BauNVO 
- Gartenbaubetriebe gem. § 4 (3) Ziffer 4 BauNVO 
- Tankstellen gem. §4 (3) Ziffer 5 BauNVO 
 

Mit den getroffenen Festsetzungen soll die Realisierung der von dem Vorhaben-
träger geplanten Nutzung ermöglicht werden. Gemäß der städtebaulichen Kon-
zeption sollen an diesem Standort ausschließlich eine stationäre Pflegeeinrich-
tung und betreutes Wohnen mit den jeweils zugehörigen ergänzenden Einrich-
tungen zulässig sein. 

 Maß der baulichen Nutzung 6.3

Mit den Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung soll die bauliche Dichte 
und die Ausdehnung baulicher Anlagen geregelt werden. 
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Grundflächenzahl GRZ 
Der flächenmäßige Anteil der Baugrundstücke, der mit baulichen Anlagen über-
deckt werden darf, soll gemäß § 16 BauNVO mit einer Grundflächenzahl GRZ von 
0,4 festgesetzt werden. Dies entspricht der Vorhabenplanung und ermöglicht ei-
ne dem Nutzungszweck angemessenen Ausnutzbarkeit der Grundstücksfläche. 
Die in § 17 BauNVO vorgegebenen Obergrenze für die Festsetzung einer GRZ in 
allgemeinen Wohngebieten (maximal GRZ 0,4) wird damit eingehalten. 
 
Gemäß § 19 (4) Satz 3 BauNVO soll eine Überschreitung bis max. GRZ 0,7 zuläs-
sig sein. Diese Möglichkeit zur Überschreitung auf bis zu 0,7 soll eingeräumt 
werden, da das Baugrundstück aufgrund der integrierten Lage in alle Richtungen 
räumlich begrenzt ist. Zudem resultiert das Erfordernis zur Überschreitung der 
GRZ auf bis zu 0,7 aus der Vorhabenplanung, die eine zentral gelegene Feuer-
wehraufstellfläche mit einer verhältnismäßig langen Zufahrt von der Krügerstra-
ße erfordert. Negative Auswirkungen auf den Boden bzw. die natürlichen Boden-
funktionen resultieren daraus nicht, da es bei Realisierung der Planung im Ver-
gleich zur Bestandssituation zu einer Teilentsiegelung von Flächen kommen 
wird, da die ehemaligen Betriebsflächen nahezu vollständig versiegelt sind. Da-
her ist diese Überschreitungsmöglichkeit vor dem Hintergrund der Vorhaben-
planung erforderlich und städtebaulich vertretbar. 
 
Geschossflächenzahl GFZ 
Die Geschossflächenzahl GFZ drückt das Verhältnis der Geschossfläche zur maß-
gebenden Grundstücksfläche des Baugrundstücks aus. Vor dem Hintergrund der 
Vorhabenplanung, der maximalen Grundflächenzahl von 0,4 wird eine Geschoss-
flächenzahl GFZ von 1,2 festgesetzt, um die projektierte dreigeschossige Bebau-
ung umsetzen zu können. Die in § 17 BauNVO vorgegebenen Obergrenze für die 
Festsetzung einer GFZ in allgemeinen Wohngebieten (maximal GFZ 1,2) wird 
damit eingehalten. 
 
Gebäudehöhen 
Der Vorhaben- und Erschließungsplan orientiert sich hinsichtlich der maximalen 
vertikalen Ausdehnung der geplanten Bebauung am Gebäudebestand und der 
Höhenentwicklung der umliegenden Wohnbebauung.  
 
Das nördliche Gebäude ist mit einer Gebäudehöhe von 130,60 m über Normal-
höhennull (ü. NHN) geplant und liegt damit zwischen den Firsthöhen der Ge-
bäude Vorhelmer Straße 37 (Firsthöhe FH = 132,30 m ü. NHN) und Vorhelmer 
Straße 29 (FH = 129,80 m ü. NHN). Da das Bestandsgebäude an der Vorhelmer 
Straße eine Gebäudehöhe von 131,5 m ü. NHN aufweist und das geplante Ge-
bäude somit niedriger sein wird, kann die Vorhabenplanung verträglich in die 
Nachbarbebauung integriert werden. Zur Einordnung der über maximale NHN-
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Höhen angegebenen Gebäudehöhen wird auf die Oberfläche der Vorhelmer 
Straße verwiesen, die im betroffenen Teilabschnitt bei 120,80 m ü. NHN liegt. Die 
geplanten Gebäude sollen somit rd. 10 m Höhe aufweisen. 
 
Das südliche Gebäude ist mit einer Gebäudehöhe von 128,50 m ü. NHN geplant. 
Die beiden westlich gelegenen Wohnhäuser (Vorhelmer Straße 33a und 33b) 
weisen Firsthöhen von 130,80 m ü. NHN bzw. 131,50 m ü. NHN auf. Die beste-
hende Werkstatthalle wurde mit einer Firsthöhe von 125,35 m ü. NHN errichtet, 
sodass das geplante Gebäude im Vergleich zum heutigen Bestand rd. 3 m höher 
sein wird. Um eine Beeinträchtigung der östlich gelegenen Wohnbebauung zu 
vermeiden, ist einerseits im Vergleich zum Bestand eine von der östlichen Gren-
ze abgerückten Gebäudestellung und eine Reduzierung des abschließenden Ge-
schosses nach Osten als zurückspringendes Geschoss geplant. Die Wandhöhe 
des geplanten Gebäudes soll an der Ostseite 125,50 m ü. NHN betragen und 
damit in etwa der Höhe der Werkstatthalle entsprechen. Zur Einordnung der ma-
ximalen NHN-Höhen wird auf die heutige Geländehöhe verwiesen, die bei rd. 
118 m ü. NHN liegt. Auch dieses Gebäude wird somit eine Höhe von rd. 10 m 
aufweisen. 
Zur besseren Lesbarkeit und Nachvollziehbarkeit der Festsetzung zur maximalen 
Höhe baulicher Anlagen werden im Bebauungsplan nachrichtlich Geländehöhen  
der Bestandssituation dargestellt. 

 Überbaubare Grundstücksfläche / Bauweise 6.4

Die überbaubaren Grundstücksflächen werden gemäß § 23 BauNVO über die 
Festsetzung von Baugrenzen definiert, die sich an der Vorhabenplanung orien-
tieren. Im Norden entlang der Vorhelmer Straße wird zudem sowohl der östlich 
als auch der westlich anschließende Gebäudebestand hinsichtlich der Gebäude-
flucht aufgegriffen. Während die westlichen Gebäude (Vorhelmer Straße Nr. 37 - 
43) direkt an der Grundstücksgrenze zur Vorhelmer Straße errichtet wurden, ha-
ben die östlichen Gebäude (Vorhelmer Straße Nr. 29 - 19) einen Abstand von rd. 
5 m zur Vorhelmer Straße. Die Vorhabenplanung greift diesen Versatz auf und 
bildet diesen in der Gebäudeplanung ab. Die Baugrenzen haben entsprechend 
einen unterschiedlichen Abstand zur Vorhelmer Straße und führen damit die un-
terschiedlichen Baufluchten aus östlicher und westlicher Richtung weiter. Auch 
für das südliche Gebäude soll eine Orientierung an der Bauflucht der Nach-
bargebäude erfolgen. Bei der dort festgesetzten Baugrenze muss zusätzlich je-
doch über eine textliche Festsetzung eine Überschreitungsmöglichkeit für eine 
Rettungstreppe ermöglicht werden. 
 
Die beiden geplanten Gebäude halten beide die in einer offenen Bauweise zu-
lässige maximale Gebäudelänge von 50 m ein. Das südliche Gebäude weist eine 
Gebäudelänge von rd. 34 m und das nördliche Gebäude von rd. 45 m auf. Als 
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Bauweise wird angesichts dieser maximalen Baukörperlängen die offene Bauwei-
se gem. § 22 (2) BauNVO festgesetzt.  

 Gestalterische Festsetzungen 6.5

Gestalterische Festsetzungen werden auf der Grundlage des § 86 BauO NRW zu 
Einfriedungen getroffen. Über die Festsetzung einer blickdichten und schallab-
sorbierenden Einfriedung mit einer Höhe von 2,00 m soll präventiv geregelt 
werden, dass die im Nahbereich der Nachbargrenzen zu den Flurstücken 1222 
und 1225 geplanten Stellplätze hinsichtlich der Einsehbarkeit und der Schallaus-
breitung von den Nachbargrundstücken abgesetzt werden.  

 Verkehrsflächen / Geh-, Fahr- und Leitungsrechte 6.6

Für einen Teilbereich an der Krügerstraße wird die Festsetzung einer öffentlichen 
Straßenverkehrsfläche vorgenommen, um einerseits die Anbindung des Plange-
bietes an die Krügerstraße und andererseits die Erschließung des Flurstückes 
1222 planungsrechtlich sicherstellen zu können. Im rechtskräftigen Bebauungs-
plan Nr. 29 „Deipenbrede“ wurde die Verkehrsfläche entsprechend des tatsächli-
chen Ausbaus (also mit dem Kurvenverlauf) festgesetzt, sodass das Flurstück 
1222 planungsrechtlich bislang formal nicht an eine öffentliche Verkehrsfläche 
angebunden ist. 
 
In Kap. 6.1 wurden bereits die Planungsziele  

- Wegeverbindung zwischen der Marie-Curie-Straße und der Krügerstraße 
für nicht motorisierten Verkehr sowie  

- die Erschließung des Flurstückes 795 (Vorhelmer Straße 33a + b)  
genannt. Die Erschließung des Flurstückes 795 erfolgt bislang über ein Wege-
recht, das eine Anbindung an die Vorhelmer Straße herstellt. Vor dem Hinter-
grund der Vorhabenplanung wird diese Anbindung künftig nicht mehr möglich 
sein, sodass die Grundstückserschließung der beiden Wohngebäude im Zusam-
menhang mit der Erschließung des Vorhabenbereiches über die Krügerstraße er-
folgen soll.  
Der südliche Teil des Flurstückes 1444, der an die Marie-Curie-Straße anbindet, 
soll in öffentlichem Eigentum verbleiben und als Verkehrsfläche besonderer 
Zweckbestimmung (hier: Fuß- und Radweg) festgesetzt werden. Der nördliche 
Teil des Flurstückes 1444 hingegen soll als nicht überbaubare Grundstücksfläche 
im allgemeinen Wohngebiet festgesetzt werden und als mit Geh-, Fahr- und Lei-
tungsrechten zu belastende Fläche (GFL 1) dargestellt werden. Dieses Vorgehen 
schließt die durchgehende Befahrbarkeit des Teilstückes für den öffentlichen 
Straßenverkehr und damit einen möglichen Durchgangsverkehr aus, ermöglicht 
jedoch die nicht motorisierte Verbindung der Siedlungsteile und die Erschlie-
ßung der beiden Wohngebäude Vorhelmer Straße 33a + b (Flurstück 795). Über 
die grundbuchliche Eintragung der Geh-, Fahr- und Leitungsrechte kann die 
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Grundstückserschließung schließlich sichergestellt werden. Der nördliche Teil des 
Flurstückes 1444 soll in dem Zusammenhang vom Vorhabenträger übernommen 
werden. Da es sich bei Flurstück 1444 zum gegenwärtigen Zeitpunkt um eine öf-
fentliche Parzelle mit der Widmung für den öffentlichen Straßenverkehr handelt, 
bedarf die Festsetzung eines förmlichen Entwidmungsverfahrens, das parallel 
zum Bebauungsplanverfahren erfolgen soll. 
 
Eine weitere mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Fläche (GFL 2) 
betrifft im Nordosten des Plangebietes den Anlieferungsbereich, in dem in Ab-
stimmung mit dem Versorgungsträger die Versetzung / Neuerrichtung einer Tra-
fostation vorgesehen ist. Die Anbindung der dort festgesetzten Fläche für Ver-
sorgungsanlagen (siehe Kap. 6.8) an die Vorhelmer Straße wird über diese Fest-
setzung i.V.m. mit nachfolgenden grundbuchlichen Eintragungen sichergestellt. 

 Flächen für Stellplätze 6.7

Stellplätze, Garagen und Carports 
Die Anlage von Stellplätzen, Garagen und Carports soll auf die überbaubaren 
Grundstücksflächen und speziell für diesen Nutzungszweck festgesetzten Flä-
chen (Flächen für Stellplätze) beschränkt werden. Die entsprechenden Flächen 
werden im Nahbereich zur Zufahrt von der Krügerstraße und für die beiden 
Kurzzeitstellplätze an der Vorhelmer Straße festgesetzt. 

 
Nebenanlagen 
Im äußersten Norden an der Vorhelmer Straße und im Südwesten sieht die Vor-
habenplanung die Errichtung von Nebenanlagen vor, in denen Müllsammelstel-
len und ggf. Gartengeräte untergebracht werden soll. Diese Nebenanlagen über-
schreiten die Grenze der Genehmigungsfreiheit nach § 65 BauO NRW (maximal 
30 m³ Brutto-Rauminhalt), weshalb die beiden Flächen zur Klarstellung im Be-
bauungsplan als Flächen für Nebenanlagen festgesetzt werden sollen. In diesem 
Zusammenhang erfolgt die Festsetzung, dass Nebenanlagen, die die Grenze der 
Genehmigungsfreiheit nach § 65 BauO NRW überschreiten, ausschließlich inner-
halb dieser Flächen in der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig sind. 

 Flächen für Versorgungsanlagen 6.8

Im Nordosten des Plangebietes befindet sich in der Abstandfläche zum Flurstück 
74 (Vorhelmer Straße 29) eine 10kV-Trafostation, die aufgrund der an der Ge-
bäudeseite geplanten Anlieferung versetzt werden muss. In Abstimmung mit 
dem Versorgungsträger (EVB) wird hierfür eine entsprechende Fläche an der öst-
lichen Plangebietsgrenze in den für die neue Trafostation erforderlichen Größe 
(5,50 x 2,40 m) festgesetzt. 
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 Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflan-6.9
zungen 

Gemäß § 9 (1) Ziffer 20 BauGB sollen zur freiraumplanerischen Gestaltung An-
pflanzungen von Bäumen auf den privaten Grundstücksflächen verbindlich vor-
gegeben werden. In Abhängigkeit zur Baugrundstücksgröße ist die Festsetzung 
geplant, dass je angefangene 300 m² Grundstücksfläche ein heimischer Baum zu 
pflanzen ist. Bei einer Grundstücksfläche von rd. 4.000 m² ist somit die Pflanzung 
von rd. 13 Bäumen zu erwarten. Exakte Vorgaben zur Verortung dieser Pflanzun-
gen sollen auf Ebene der Bauleitplanung nicht erfolgen, um bei der freiraumpla-
nerischen Gestaltung des Außengeländes entsprechend flexibel zu sein.  
 
Als Mindestqualität wird festgesetzt: Hochstamm, 3x verpflanzt, mit Ballen, 
Stammumfang 12 - 14 cm. Für eine Auswahl heimischer Baumarten kann die 
nachstehende Pflanzenliste herangezogen werden (nicht abschließende Liste): 
 
  Vogelbeere  Sorbus aucuparia 
  Mehlbeere  Sorbus aria 
  Spitzahorn  Acer platanoides 
  Hainbuche  Carpinus betulus 
  Baumhasel  Corylus colurna 
  Salweide  Salix caprea 
  Trauben-Kirsche Prunus padus 

 Belange des Verkehrs 7

Die Belange des Verkehrs werden durch die Vorhabenplanung nicht negativ be-
rührt. Da die Hauptzufahrt zum Seniorenzentrum über die Krügerstraße erfolgen 
wird, sind die Leichtigkeit und Leistungsfähigkeit des Verkehrsablaufes auf der 
Vorhelmer Straße nicht betroffen. Eine direkte Befahrbarkeit von der Vorhelmer 
Straße soll ausschließlich für Krankenwagen / -transporte und im Zusammen-
hang mit den dort direkt an der Vorhelmer Straße geplanten beiden Stellplätzen 
für Servicekräfte / Kurzzeitbesucher möglich sein. 
 
Die Marie-Curie-Straße bietet durch die Anbindung an den Lisa-Meitner-Weg 
und die Einsteinstraße eine Möglichkeit einer Wegeanbindung für Fußgänger 
und Radfahrer an die Innenstadt. Die Möglichkeit der Vernetzung der verschie-
denen Siedlungsteile über das Plangebiet soll durch die Festsetzung entspre-
chender Geh- und Fahrrechte gesichert werden. Über diese Festsetzung wird 
ermöglicht, dass das Plangebiet zwischen Krügerstraße und Marie-Curie-Straße 
von der Allgemeinheit nicht-motorisiert zu queren sein wird.  
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Die Vorhabenplanung sieht die Errichtung von 17 Stellplätzen vor und erfüllt 
damit deutlich die bauordnungsrechtlichen Anforderungen an das Vorhaben. 
Aktuell ist von 50 Beschäftigten in drei Schichten auszugehen, also rd. 17 Be-
schäftigte je Schicht. Erfahrungswerte zeigen für vergleichbare Nutzungen in 
ähnlich integrierter Lage, dass etwa 50 % der Beschäftigten individuell mit dem 
Pkw anreisen, sodass dafür rechnerisch rd. 8 - 9 Stellplätze benötigt werden. Da 
sich die Ankunft und Abreise der aufeinander folgenden Schichten überlappt, 
soll ein Puffer berücksichtigt werden. Angesichts der Schaffung von 17 Stellplät-
zen ist davon auszugehen, dass sowohl für alle Mitarbeiter auch angesichts der 
Schichtwechsel als auch für Besucher ausreichend Stellplätze zur Verfügung ge-
stellt werden, sodass es nicht zu negativen Auswirkungen auf das Umfeld kom-
men wird. 

 Belange des Denkmalschutzes 8

Innerhalb des Plangebietes befinden sich keine Baudenkmale oder denkmalwer-
te Objekte. Auch Bodendenkmale sind nicht bekannt. Spezielle Maßnahmen des 
Denkmalschutzes oder der Denkmalpflege sind daher nicht erforderlich. Da bei 
Erdarbeiten aber dennoch bislang unbekannte Bodendenkmäler zum Vorschein 
kommen können, wird ein Hinweis auf das Vorgehen im Falle kultur- oder erd-
geschichtlicher Bodenfunde oder Befunde (Tonscherben, Metallfunde, dunkle 
Bodenverfärbungen, Knochen, Fossilien o.ä.) in den Bebauungsplan aufgenom-
men. 

 Belange der Ver- und Entsorgung 9

Trink- und Löschwasserversorgung 
Das Plangebiet ist bereits an die öffentliche Trinkwasserversorgung angeschlos-
sen. Über die Verlegung der erforderlichen Hausanschlussleitungen kann es auch 
weiterhin an das öffentliche Versorgungsnetz angebunden werden. 
 
Die Löschwasserversorgung soll ebenfalls über das öffentliche Trinkwassernetz 
erfolgen. Der Mindestlöschbedarf richtet sich nach der Bebauungsdichte und der 
Brandausbreitungsgefahr. Durch die Vorhabenplanung ergibt sich für den 
Änderungsbereich nach dem DVGW-Arbeitsblatt W 405 im Mittel ein Anspruch 
auf Vorhaltung von 96 m³/h für die Dauer von zwei Stunden. Diese 
Wassermenge kann nach derzeitigem Kenntnisstand über das Trinkwassernetz 
sichergestellt werden. 
 
Schmutz- und Niederschlagswasserentsorgung 
Das Plangebiet kann entsprechend der zum Zeitpunkt der Planaufstellung gülti-
gen Entwässerungssatzung der Stadt Beckum an die umliegend vorhandenen 
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Abwasseranlagen mit Weiterleitung zur Zentralkläranlage angeschlossen werden. 
In der Vorhelmer Straße, der Marie-Curie-Straße und der Krügerstraße sind ent-
sprechende Mischkanäle vorhanden. 
 
Nach § 55 WHG soll Niederschlagswasser ortsnah versickert, verrieselt oder di-
rekt oder über eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein 
Gewässer eingeleitet werden, soweit dem weder wasserrechtliche noch sonstige 
öffentlich-rechtliche Vorschriften und wasserwirtschaftliche Belange entgegen-
stehen. § 44 LWG ergänzt bzw. konkretisiert den bundesrechtlichen Grundsatz. 
Eine ortsnahe Einleitung in ein Gewässer ist aufgrund des Fehlens geeigneter 
Gewässer nicht möglich. Ebenso ist der anstehende Boden nach Auskunft der 
Bodenkarte NRW (IS BK 50) für eine Versickerung ungeeignet.  Der Zentralent-
wässerungsplan der Stadt Beckum berücksichtigt das Plangebiet bereits als 
Mischgebiet / gemischte Bauflächen. Daher ist davon auszugehen, dass die Ka-
pazitäten der vorhandenen Mischwasserkanäle ausreichen, um die zusätzlichen 
Mengen aufzunehmen. 
 
Elektrizitäts- und Gasversorgung 
Die Stromversorgung ist bereits in der Bestandssituation sichergestellt. In Ver-
bindung mit der Umsetzung des Vorhabens wird jedoch die im Nordosten des 
Plangebietes in der Abstandfläche zu Flurstück 74 (Vorhelmer Straße 29) gelege-
ne 10kV-Verteilerstation geringfügig versetzt werden. Eine entsprechende Fläche 
für Versorgungsanlagen wird in Abstimmung mit dem Versorgungsträger (EVB) 
festgesetzt (Maße = 5,50 x 2,40 m). 
 
Die Wärmeversorgung erfolgt über den Energieträger Gas. Über die Verlegung 
erforderlicher Hausanschlüsse kann die Versorgung auch künftig sichergestellt 
werden. 
 
Abfallbeseitigung 
Das Plangebiet kann auch weiterhin an die regelmäßige gemeindliche Müllab-
fuhr angeschlossen werden. 

 Umweltbelange 10

Die vorliegende Bauleitplanung erfüllt die Bedingungen an einen Bebauungsplan 
der Innenentwicklung gemäß § 13a BauGB (siehe Kap. 3). Mit der Anwendung 
des § 13a BauGB kann entsprechend dem vereinfachten Verfahren zur 
Aufstellung von Bebauungsplänen (§ 13 BauGB) auf eine Darstellung der nach 
§ 2 (4) BauGB ermittelten und bewerteten Belange des Umweltschutzes und der 
voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen (Umweltprüfung) verzichtet 
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werden. Die Umweltbelange sind dennoch in der Begründung zu betrachten. 
Bezüglich der Schutzgüter ergeht folgende Beurteilung: 

 

Schutzgut Derzeitiger Umweltzustand Umweltzustand nach Aufstel-
lung des vorh.-bez. Bebau-
ungsplanes 

Mensch Das Plangebiet / die Gewer-
bebrache hat keine Erho-
lungsfunktion für den Men-
schen. 

Mit der Planung wird die Ge-
werbebrache einer Nachnut-
zung als Seniorenzentrum zu-
geführt. Auswirkungen auf das 
Schutzgut Mensch sind auf-
grund des derzeitigen Umwelt-
zustandes und der geplanten 
Nutzung nicht zu erwarten. 
 
Umweltrelevante Schadstoffbe-
einträchtigungen sind durch die 
Aufstellung des Bebauungspla-
nes ebenfalls nicht zu erwarten. 
Mit den Festsetzungen zum 
Immissionsschutz kann die ge-
plante Wohnnutzung sachge-
recht vor dem von der Vorhel-
mer Straße ausgehenden Ver-
kehrslärm geschützt werden. 
 

Pflanzen 
und Tiere  

Bei der Kontrolle Anfang 
2018 wurde eine potenzielle 
Eignung beider Gebäude  als 
Fortpflanzungs- und Ruhe-
stätte für Fledermäuse und 
Brutvögel festgestellt. 
 

Die Planung löst keine arten-
schutzrechtlich relevanten Ver-
botstatbestände aus, sofern die 
artenschutzrechtlichen Hinwei-
se beachtet werden (siehe 10.2 
Artenschutz).  

Naturraum 
und Land-
schaft 

Das Plangebiet hat für das 
Schutzgut Naturraum und 
Landschaft keine Relevanz. Es 
werden keine Landschafts-
schutzgebiete, FFH-Gebiete 
oder europäische Vogel-
schutzgebiete von der Pla-
nung berührt. 

Eine Beeinträchtigung von Na-
turraum und Landschaft wird 
mit der Planung nicht vorberei-
tet.  
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Boden und 
Fläche 

Gemäß Bodenkarte NRW 
(ISBK50) steht im Plangebiet 
überwiegend „Rendzina“ an. 
Die Schutzwürdigkeit wird 
wie folgt beurteilt: „tiefgrün-
dige Sand- oder Schuttbö-
den mit sehr hoher Funkti-
onserfüllung als Biotopent-
wicklungspotenzial für Ext-
remstandorte“. 
 
Der Standort ist bereits na-
hezu vollständig versiegelt. 
 

Infolge der Planung ist von ei-
ner Reduzierung der Versiege-
lung auszugehen. Negative Be-
einträchtigungen des Schutzgu-
tes Boden bzw. der Verlust von 
Bodenfunktionen sind nicht zu 
erwarten.   
 
Die Planung entspricht den 
Vorschriften des § 1a BauGB, 
nach dem die bauliche Entwick-
lung der Gemeinde vorrangig 
auf Innenbereiche zu konzent-
rieren ist, sodass damit zu ei-
nem schonenden Umgang mit 
Grund und Boden beigetragen 
werden kann. 
 

Gewässer / 
Grundwasser 

Eine besondere Relevanz des 
Plangebietes für die Aspekte 
Gewässer und Grundwasser 
sind nicht bekannt. 
Es sind keine Oberflächen-
gewässer vorhanden. 
 

Mit der Aufstellung des Bebau-
ungsplanes ergeben sich keine 
wesentlichen Auswirkungen auf 
die Beurteilung des Schutzgu-
tes Gewässer / Grundwasser. 

Luft / Klima Das Plangebiet hat eine in-
nerstädtisch integrierte Lage 
und hat keine besondere Re-
levanz für stadtklimatische 
Prozesse.  
 

Es werden keine Kaltluftentste-
hungsgebiete beansprucht oder 
Luftaustauschprozesse beein-
trächtigt.  
 
 

Kultur- und 
Sachgüter 

Es sind keine Bau- oder Bo-
dendenkmale vorhanden. 
 

Keine Auswirkungen. 

Insgesamt sind infolge der Planung keine erheblichen Beeinträchtigungen der 
Schutzgüter und somit keine erheblichen Umweltauswirkungen zu erwarten. 
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 Belange des Natur- und Landschaftsschutzes 10.1

Gemäß § 13a (2) Ziffer 4 BauGB gelten Eingriffe in den Natur- und 
Landschaftshaushalt als bereits vor der planerischen Entscheidung zur 
Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes erfolgt oder zulässig 
gewesen. Aus diesen Gründen entfällt die Notwendigkeit zur 
naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung gemäß § 1a BauGB i.V.m. BNatSchG 
sowie das Aufzeigen von Maßnahmen zur Bewältigung von Eingriffsfolgen. 

 Artenschutz 10.2

Nach europäischem Recht müssen bei Eingriffsplanungen alle streng und auf eu-
ropäischer Ebene besonders geschützten Arten berücksichtigt werden. Im Rah-
men der verbindlichen Bauleitplanung müssen auch die artenschutzrechtlichen 
Bestimmungen, insbesondere die Verbote nach § 44 (1) Bundesnaturschutzgesetz, 
welche bei der Umsetzung des Bebauungsplanes entstehen, als spezielle Arten-
schutzprüfung (ASP) abgeprüft werden. Dies wurde fachgutachterlich im Rahmen 
der erstellten „Potenzialanalyse Artenschutz zum Bau eines Seniorenzentrums“ 
(Faunistische Gutachten, Dipl.-Geogr. Michael Schwartze, Warendorf, 04/2018) 
durchgeführt. Diese kommt zusammenfassend zu folgendem Ergebnis: 

 
„Eine Gebäudekontrolle ist für Fledermäuse als auch Brutvögel im Juni erforderlich. 
Aufgrund der Strukturen ist mit hoher Wahrscheinlichkeiten von besetzten Nestern 
der Arten Mauersegler und Haussperling auszugehen. Ein Abbruch vor Ende Juli ist 
deshalb aufgrund der Brutzeit kaum möglich. Eine Kontrolle der Gebäude kurz vor 
dem Abbruch hat zusätzlich zu erfolgen, um Gebäudebrüter ausschließen zu kön-
nen. Für die schwer nachzuweisenden Fledermäuse ist zusätzlich eine Ausflugkon-
trolle in der Abenddämmerung durchzuführen. Der Baumbestand weist aufgrund 
fehlender geeigneter Baumhöhlen keine potenzielle Quartierfunktion für Fleder-
mäuse auf. Die Fällung des Baumbestandes außerhalb der Brutzeit wird aus arten-
schutzrechtlicher Sicht als unbedenklich eingestuft, insofern diese zwischen dem 
01.10. und dem 28.02. durchgeführt wird.“ (Potenzialanalyse Artenschutz, Faunisti-
sche Gutachten Dipl.-Geogr. Michael Schwartze, Warendorf, 04/2018: Seite 6) 
 
Aufgrund des vorstehend zitierten Fazits der artenschutzrechtlichen Potenzialana-
lyse werden Hinweise in den Bebauungsplan aufgenommen, unter deren Beach-
tung eine artenschutzrechtlich unbedenkliche Durchführung der Abriss- und Neu-
bautätigkeiten erfolgen kann.  
Zum einen betrifft dies eine im Vorfeld des Gebäudeabrisses durchzuführende 
fachgutachterliche Untersuchung auf einen Besatz der Vogelarten Haussperling 
und Mauersegler sowie gebäudebewohnende Fledermausarten. Bei einem Besatz 
ist die Untere Naturschutzbehörde des Kreises Warendorf hinzuzuziehen und ggf. 
erforderliche Vermeidungsmaßnahmen konkret auf die Untersuchungsergebnisse 
abgestellt zu entwickeln und umzusetzen. 
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Zum anderen betrifft dies eine zeitliche Beschränkung von Arbeiten zur Fällung des 
Baumbestandes. Die Fällung ist im Zeitraum vom 01.10. bis 28.02. artenschutz-
rechtlich unbedenklich. Sofern die Fällung außerhalb dieses Zeitraumes erfolgen 
soll, ist die Zustimmung der Unteren Naturschutzbehörde des Kreises Warendorf 
erforderlich. 
 
Damit werden auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung die notwendigen Vo-
raussetzungen für die Beachtung der Regelungen des § 44 BNatSchG im nachge-
lagerten Genehmigungsverfahren getroffen. 

 Immissionsschutz 10.3

Bezüglich der Belange des Immissionsschutzes ist der von der Vorhelmer Straße 
ausgehende und auf die geplante Nutzung einwirkende Verkehrslärm relevant. 
 
Beurteilungsgrundlage 
 
In der Bauleitplanung kommen zur Beurteilung von Geräuschsituationen die 
schalltechnischen Orientierungswerte der DIN 18005, Beiblatt 1, zur Anwendung. 
Im Beiblatt 1 zur DIN 18005, Teil 1, sind als Zielvorstellungen für den Schall-
schutz im Städtebau schalltechnische Orientierungswerte für die städtebauliche 
Planung genannt. Konkrete an schutzbedürftiger benachbarter Bebauung einzu-
haltende Richt- oder Grenzwerte sind nicht enthalten. Im Rahmen der Abwägung 
aller Belange in der Bauleitplanung können die Orientierungswerte sowohl über- 
als auch unterschritten werden, sie haben in erster Linie empfehlenden Charakter 
und lauten bei der Beurteilung von Verkehrslärm für allgemeine Wohngebiete 
bzw. Mischgebiete: 

 
   WA/MI 

 
 tagsüber (06:00 bis 22:00 Uhr): 55/60 dB (A) 
    
 nachts (22:00 bis 06:00 Uhr): 45/50 dB (A) 
 

Für die Beurteilung der Immissionen durch den Neubau oder die wesentlichen 
Änderungen öffentlicher Verkehrswege werden die Regelungen der Verkehrs-
lärmschutzverordnung 16. BImSchV herangezogen. Dort werden folgende Im-
missionsgrenzwerte für Wohn- bzw. Mischgebiete genannt: 
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   WA/MI 
 

 tagsüber (06:00 bis 22:00 Uhr): 59/64 dB (A) 
    
 nachts (22:00 bis 06:00 Uhr): 49/54 dB (A) 
 

Im Rahmen der Bauleitplanung können die Immissionsgrenzwerte bei der Abwä-
gung als zusätzliche Beurteilungsgrundlage der Verkehrslärmimmissionen her-
angezogen werden. Beim Neubau oder der wesentlichen Änderung öffentlicher 
Verkehrswege sind die Immissionsgrenzwerte einzuhalten oder es sind Maß-
nahmen zum Schallschutz für die betroffenen Wohnungen zu ergreifen. Es kann 
davon ausgegangen werden, dass bei Überschreitung der Immissionsgrenzwerte 
gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse nicht ohne weitere Schutzmaßnahmen 
gewährleistet sind. Insofern können die Immissionsgrenzwerte als Grenze des 
Abwägungsspielraumes für Verkehrslärm nach oben hin angesehen werden. Bei 
darüber hinausgehenden Belastungen sind daher Lärmschutzmaßnahmen zu er-
greifen. 
 
Die oben genannten Orientierungs-/Grenzwerte haben – für Abwägungsverfah-
ren wie dem vorliegenden – keine normative Bedeutung; d.h., sie können durch 
sachgerechte Abwägung überwunden werden. 
 
Die schalltechnischen Orientierungswerte der DIN 18005, Beiblatt 1, entsprechen 
den „durchschnittlichen Anforderungen an gesundes Wohnen“ und die Grenz-
werte der 16. BImSchV entsprechen der Zumutbarkeitsschwelle, die ohne weitere 
Vorkehrungen erreicht werden kann und erfüllen somit die Planungs- und Ab-
wägungsgrundsätze gemäß § 1 (5 - 7) BauGB. 
 
Bei Einhaltung der Grenzwerte der 16. BImSchV liegen gemäß 16. BImSchV keine 
schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des BImSchG vor. 
 
Verkehrslärmsituation 
 
Bei der Vorhelmer Straße handelt es sich um eine Gemeindestraße, für die im be-
troffenen Streckenabschnitt eine Höchstgeschwindigkeit von 50 km/h gilt. Ge-
mäß Daten einer Verkehrszählung aus dem Jahr 2015 liegt eine durchschnittliche 
tägliche Verkehrsstärke (DTV) von 6.900 Kraftfahrzeugen pro Tag (Kfz/d) vor. 
 
Auf Grundlage der vorgenannten DTV wurde gemäß DIN 18005 „Schallschutz im 
Städtebau“ (Anhang 1 „Vereinfachtes Ermittlungsverfahren für Lärm-
Immissionen“) eine Abschätzung des auf das Plangebiet einwirkenden Verkehrs-
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lärms vorgenommen. Die DIN 18005 bietet hierfür Diagramme, die anhand der 
Verkehrsstärke, der zulässigen Höchstgeschwindigkeit im betroffenen Strecken-
abschnitt (hier: 50 km/h) und des Abstandes eines Immissionsortes zur Mitte der 
nächstgelegenen Fahrspur des Emissionsortes einen überschlägigen Pegelwert 
angeben.  
 

Anhand der Diagramme ist ersichtlich, dass eine Einhaltung der Orientierungs-
werte für Mischgebiete nach DIN 18005 (60/50 dB(A) tags/nachts) bei einer Ent-
fernung von rd. 35 m tags bzw. rd. 30 m nachts zwischen der Mitte der nächst-
gelegenen Fahrspur der Vorhelmer Straße und eines Immissionsortes gegeben 
ist. Die Orientierungswerte für allgemeine Wohngebiete nach DIN 18005 (55/45 
dB(A) tags/nachts) hingegen werden erst ab einer Entfernung von rd. 70 m tags 
bzw. rd. 60 m nachts eingehalten. 
 

 
Mittelungspegel nach DIN 18005 - Tag (06 - 22 Uhr) 
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Mittelungspegel nach DIN 18005 - Nacht (22 - 06 Uhr) 
 
Abwägung und planerische Konfliktbewältigung 
 
Es ist festzuhalten, dass die idealtypischen Orientierungswerte der DIN 18005 für 
allgemeine Wohngebiete innerhalb eines Abstandes von bis zu 70 m zur Mitte 
der nächstgelegenen Fahrbahn der Vorhelmer Straße überschritten werden. In 
dem Bereich zwischen 35 m und 70 m Abstand zur Mitte der Fahrbahn ist eine 
mischgebietstypische Lärmbelastung zu erwarten. Eine mischgebietstypische 
Lärmbelastung nach DIN 18005 kann somit nicht mehr sichergestellt werden, 
wenn der Abstand von 35 m zur Mitte der nächstgelegenen Fahrbahn unter-
schritten wird. Die Grenzwerte für Mischgebiete nach der 16. BImSchV werden 
ab einem Abstand von rd. 20 m zur Mitte der nächstgelegenen Fahrspur der 
Vorhelmer Straße eingehalten. 
 
Grundsätzlich sind Wohnnutzungen nach § 6 BauNVO eine innerhalb von Misch-
gebieten allgemein zulässige Nutzungsart. Im Umkehrschluss bedeutet dies, 
dass die nach § 1 (6) Ziffer 1 BauGB vom Gesetzgeber geforderte Sicherstellung 
gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse bei einer mischgebietstypischen Lärm-
belastung gegeben ist. Dennoch ist das vorrangige Ziel die Einhaltung der Ori-
entierungswerte für die in der Bauleitplanung zur Festsetzung beabsichtigte 
Baugebietsart (hier: Allgemeines Wohngebiet). Um dies zu gewährleisten und 
somit auch das in § 50 BImSchG formulierte Trennungsgebot unverträglicher 
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Nutzungen zu erfüllen, müsste die geplante Bebauung mindestens 70 m von der 
Mitte der nächstgelegenen Fahrspur abrücken. 
 
Dies ist vor dem Hintergrund der städtebaulichen Zielsetzung zur Nachnutzung 
der innerörtlichen Brachfläche im Nutzungszusammenhang mit dem faktisch als 
allgemeines Wohngebiet geprägten Umfeld nicht sinnvoll und würde der Um-
setzbarkeit des Vorhabens entgegenstehen. Die Umsetzbarkeit des Vorhabens 
wäre damit nicht mehr gegeben. Die räumliche Trennung von Emissions- und 
Immissionsort scheidet zur Konfliktbewältigung somit aus, da dies bei der 
städtebaulichen Planung unter Berücksichtigung des vorhandenen 
emittierenden Verkehrsweges (bandartiger Emissionsort) nur sehr bedingt bzw. 
nicht möglich ist und somit sowohl die Vorhabenplanung als auch das grund-
sätzliche Prinzip der straßenbegleitenden Bebauung verhindern würde. Aus 
stadtplanerischer Sicht ist es trotz der anzunehmenden kritischen Verkehrslärm-
belastung sinnvoll, hier die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Ent-
wicklung eines Allgemeinen Wohngebietes zu schaffen. Das Umfeld ist geprägt 
durch eine Wohnbebauung in offener Bauweise, die sich entlang der Vorhelmer 
Straße als straßenbegleitende Bebauung darstellt. 
 
Für die räumliche Planung ist vor dem Hintergrund der wesentlichen Leitziele 
gemäß § 1 (6) i.V.m. § 1a BauGB, nämlich der Berücksichtigung 

- der allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnis-
se (Ziffer 1), 

- der Wohnbedürfnisse der Bevölkerung (Ziffer 2), 
- der Erhaltung, Erneuerung und Fortentwicklung vorhandener Ortsteile (Zif-

fer 4) und 
- der Belange des Umweltschutzes (Ziffer 7) 

eine Entscheidung bzgl. der Festsetzung eines allgemeinen Wohngebietes an 
diesem Standort getroffen worden. 

 
Dabei spielen die in dieser Begründung aufgeführten Kriterien zur Nutzung des 
Plangebietes eine wesentliche Rolle bei der Entscheidung für die Vorhabenpla-
nung an diesem Standort: 

- Prinzip der Innenentwicklung (Wiedernutzbarmachung von Flächen) an 
gewachsenem Standort, 

- Vermeidung von Außenentwicklung mit dem Schutz von Natur und Land-
schaftsraum, 

- Nutzung vorhandener Erschließungsinfrastruktur. 
 
Solche Kriterien im Sinne einer nachhaltigen Siedlungs- und Gebietsentwicklung 
machen, vor dem Hintergrund der oben skizzierten Vorbelastung, ein Abwägen 
der gesamtplanerischen Aspekte mit den Forderungen nach einem ausreichen-
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den Vorsorge- und Schutzanspruch gegenüber schädlichen Umwelteinwirkun-
gen notwendig. Dabei ist zu konstatieren, dass eine Siedlungsentwicklung unter 
ausschließlicher Einhaltung der Orientierungswerte und der Grenzwerte der Ver-
ordnungen und Normen überwiegend nur in Bereichen mit erhöhten städtebau-
lichen und stadtwirtschaftlichen Aufwendungen möglich wäre. 
Somit ist aufgrund der gegebenen lokalspezifischen Ausprägung der immissi-
onsrelevanten Situation des Plangebietes eine Entscheidung für eine Innenent-
wicklung und somit der Schaffung neuer potenzieller Immissionsorte getroffen 
worden, da es gelingt, bei diesen den Ansprüchen an gesunde Wohn- und Ar-
beitsverhältnisse ausreichend Rechnung zu tragen. 
 
Für den Bereich des Plangebietes ist zunächst der Aspekt des aktiven Schall-
schutzes geprüft worden, und zwar vor dem Hintergrund 

- der städtebaulichen Verträglichkeit und 
- der stadtwirtschaftlichen Erheblichkeit. 

 
Aktive Schallschutzmaßnahmen in Form eines Walles oder einer Wand müssten 
an der Emissionsquelle angebracht werden. Aktive Maßnahmen wie die Errich-
tung von Wällen oder Wänden sind aus städtebaulicher und stadtgestalterischer 
Sicht abzulehnen, da hiermit das stadtgestalterische Leitbild einer straßenraum-
begleitenden Bebauung aufgegeben werden müsste und die Ortsbebauung zu-
künftig hinter einer Wand bzw. einem Wall verschwinden müsste. Aktive Lärm-
schutzmaßnahmen z. B. durch die Anordnung von Lärmschutzwänden, -wällen 
oder baulichen Einrichtungen sind ortsuntypisch und würden somit den Pla-
nungszielen entgegenstehen. 
 
Aus stadtplanerischer Sicht sind im Übrigen nur passive Lärmschutzmaßnahmen 
für zulässige Wohnnutzungen geeignet, um den erforderlichen Lärmschutz für 
gesunde Wohnverhältnisse zu gewährleisten. 
 
Anhand der ermittelten Lärmbelastung können Lärmpegelbereiche ermittelt und 
festgesetzt werden, auf deren Grundlage die notwendigen passiven Schall-
schutzmaßnahmen festgesetzt werden und sich auf die bauliche Ausgestaltung 
der Baukörper hinsichtlich der zu verwendenden Materialien bezieht. In dem 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan werden für die Festlegung der erforderli-
chen Schalldämmung von Außenbauteilen die Lärmpegelbereiche II - IV festge-
setzt. Zudem kommt dem Schutz von Außenwohnbereichen eine besondere Be-
deutung zu. 
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Es wird folgende Festsetzung getroffen: 
 
Für das Plangebiet gelten die in der Planzeichnung ausgewiesenen Lärmpegelbe-
reiche II - IV. Bei der Sanierung, wesentlichen Um- und Anbauten oder Neuerrich-
tung von schutzbedürftigen Gebäuden oder Gebäudeteilen sind folgende Punkte 
zu beachten: 
 
Das Plangebiet liegt in einem durch Verkehrslärm vorbelasteten Gebiet. Innerhalb 
der festgesetzten Lärmpegelbereiche gemäß DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau“ 
sind Gebäudeseiten und Dachflächen von schutzbedürftigen Räumen mit einem 
resultierenden bewerteten Schalldämm-Maß R'w,ges entsprechend der nachfolgen-
den Tabelle zu realisieren: 
 

 
 
Gemäß den Ausführungen in Abschnitt 4.4.5.1 der DIN 4109 dürfen die von den 
jeweils maßgeblichen Schallquellen (hier: Vorhelmer Straße) abgewandten Gebäu-
defassaden dem jeweils nächst niedrigeren Lärmpegelbereich zugeordnet werden. 
 
Nach dem Runderlass des Ministeriums für Bauen und Verkehr NRW vom 
08.11.2006 (MBI. NRW S. 582) - Einführung technischer Baubestimmungen -, An-
lage 4.2/1 zur DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau“ vom 04.02.2015 (MBI. NRW S. 
201), ist im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens vom Bauherren / Antrag-
steller auf den Einzelfall abgestellt der Nachweis der Schallschutzmaßnahmen zu 
erbringen. 
 
Von den Festsetzungen der vorhergehenden Punkte kann abgewichen werden, so-
fern im Rahmen eines Baugenehmigungsverfahrens durch einen anerkannten 
Sachverständigen der Nachweis erbracht wird, dass im Einzelfall geringere Lärm-
pegelbereiche an den Fassaden anliegen (z.B. unter Berücksichtigung der Abschir-
mung durch Gebäude). 
 
Im Lärmpegelbereich IV sind für Schlaf- und Kinderzimmer schallgedämmte Lüf-
tungseinrichtungen vorzusehen, die eine Luftwechselrate von 20 m³/h pro Person 
unter Beibehaltung des als erforderlich bewerteten Schalldämm-Maßes garantie-
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ren. Auf dezentrale schalldämmende Lüftungseinrichtungen kann verzichtet wer-
den, wenn das Gebäude mit einer zentralen Lüftungsanlage ausgestattet ist und 
hierdurch ein ausreichender und schallgedämmter Luftaustausch gewährleistet ist. 
 
Außenwohnbereiche sind durch Ausrichtung oder architektonische Selbsthilfe so zu 
schützen, dass eine Einhaltung von Beurteilungspegeln von 64 dB(A) tagsüber ge-
währleistet wird. 
 
Luftschadstoffe 
 
Eine Berücksichtigung der 39. BImSchV (Verordnung zur Durchführung des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes, Verordnung über Luftqualitätsstandards und 
Emissionshöchstmengen) kann im Zusammenhang mit der Bauleitplanung un-
terbleiben, da nach jetzigem Kenntnisstand das durchschnittliche Tagesverkehrs-
aufkommen auf der Vorhelmer Straße deutlich unter 20.000 Kfz /Tag liegt (hier: 
6.900 Kfz/Tag, Verkehrszählung aus 2015) und somit die Ausbreitungsbedingun-
gen von Kfz-bedingten Luftschadstoffen keine relevante Bedeutung haben.  Mit 
der Bauleitplanung wird es zu keiner messbaren Erhöhung des Verkehrsanteiles 
auf der Vorhelmer Straße in diesem Abschnitt kommen.  
In der Praxis kommt ein Erreichen der Konzentrationswerte der 39. BImSchV, 
welche als Orientierungshilfe zur Abschätzung gesundheitlicher Risiken straßen-
relevanter Schadstoffe (Stickstoffdioxid (NO2), Benzol, Feinstaub (PM10-Partikel)) 
dienen, erst bei einer sehr hohen Verkehrsbelastung in Betracht, die sich in Be-
reichen von 20.000 Kfz/Tag und mehr bewegen. 

 Bodenschutz / Altlasten 10.4

Infolge der Planung ist von einer Reduzierung der Versiegelung auszugehen. 
Negative Beeinträchtigungen des Schutzgutes Boden bzw. der Verlust von Bo-
denfunktionen sind nicht zu erwarten. Durch die angestrebte innerörtliche Be-
bauung kann die Inanspruchnahme unbebauter Grundstücke im Außenbereich 
gemindert werden. Die Bodenversiegelung wird dabei auf das notwendige Maß 
beschränkt.  
 
Aufgrund der Lage im Innenbereich und vor dem Hintergrund des Gebotes zum 
sparsamen Umgang mit Grund und Boden (§ 1a (2) BauGB) sind Maßnahmen zur 
Innenentwicklung nach den Ausführungen des § 1 (5) BauGB grundlegend zu un-
terstützen. Durch die angestrebte innerörtliche Bebauung kann die Inanspruch-
nahme unbebauter Grundstücke im Außenbereich gemindert und bestehende 
technische Infrastrukturen sinnvoll mit genutzt werden. Der Bodenschutzklausel 
des § 1a (2) BauGB wird somit entsprochen. 
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Altlasten 
 
Beim baulichen Bestand handelt es sich um die leerstehenden Gebäude eines 
ehemals dort angesiedelten Tiefbauunternehmens, bestehend aus dem ehemali-
gen Verwaltungsgebäude an der Vorhelmer Straße und der ehemaligen Werk-
statthalle im rückwärtigen / südöstlichen Grundstücksbereich.  
Zur Altlastensituation ist aktuell bekannt, dass der nördliche Bereich unproble-
matisch ist, während im Süden des Plangebietes zwei Tanks (Diesel 3.000 Liter 
und Benzin 1.000 Liter) gestanden haben. Der Dieseltank wurde bis ca. Mitte der 
1960er Jahre und der Benzintank ab 1972 bis ca. 1980 betrieben, die ordnungs-
gemäß gesäubert und mit Sand verfüllt worden sein sollen. Darüber hinaus ist 
bekannt, dass in dem südlichen Teilbereich im räumlichen Zusammenhang mit 
der Werkstatthalle Lkw gewaschen wurden. Das Vorhandensein eines Ölabschei-
ders kann in diesem Zusammenhang nicht sicher bestätigt werden. In der Werk-
statthalle selbst wurden Fahrzeuge gewartet und repariert, wofür eine im südli-
chen Teil der Halle vorhandene Grube (5 x 1 m Grundfläche bei einer Tiefe von 
ca. 0,70 m). Da dort früher bspw. auch Ölwechsel durchgeführt wurden, ist auch 
hier eine Bodenbelastung nicht auszuschließen. 
 
Eine abschließende Bewertung der Altlastensituation ist vor allem aufgrund des 
noch vorhandenen baulichen Bestandes nur unter erheblichem Aufwand mög-
lich. In den Bebauungsplan soll folgende Festsetzung aufgenommen werden: 
 
Die auf dem Betriebsgelände festgestellten Bodenverunreinigungen sind im Zuge 
des Abbruchs der baulichen Anlagen nach vorheriger Abstimmung mit dem Kreis 
Warendorf und unter Beachtung der boden- und wasserrechtlichen Belange unter 
gutachterlicher Aufsicht zu sanieren. 
Der Abriss und Rückbau der oberirdischen und unterirdischen Anlagenteile sowie 
die Festlegung des Entsorgungsweges hat nach vorheriger Abstimmung mit dem 
Kreis Warendorf unter gutachterlicher Aufsicht zu erfolgen. 
 
Die Festsetzung verdeutlicht, dass eine umfassende Problemerfassung und die 
Ermittlung geeigneter Maßnahmen zur unbedenklichen Umsetzung der Planung 
im Rahmen der Abriss- und Erschließungsarbeiten erfolgen sollen. Dieses Vorge-
hen bezieht sich dabei explizit nicht ausschließlich auf die vorstehend benannten 
/ bekannten Anlagen wie z.B. die Tanks, sondern auf alle Funde, die ggf. bei der 
Umsetzung erst noch entdeckt werden. Die zuvor zitierte textliche Festsetzung 
bezieht sich dabei konkret auf eine gutachterliche Bewertung der Sachlage in 
Abstimmung mit dem Kreis Warendorf als Untere Bodenschutzbehörde. Hierzu 
werden verbindliche vertragliche Regelungen in den Durchführungsvertrag auf-
genommen.   
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 Klimaschutz / Energieeffizienz 10.5

Mit der Novellierung des Baugesetzbuches vom 22.07.2011 wurden die Ziele des 
Klimaschutzes durch eine klimagerechte Stadtentwicklung als Gesetzesgrundlage 
aufgenommen. Dieses kann mit Anlagen, Einrichtungen und sonstigen Maß-
nahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, insbesondere zur dezentralen 
und zentralen Erzeugung, Verteilung, Nutzung oder Speicherung von Strom, 
Wärme oder Kälte aus erneuerbaren Energien oder Kraft-Wärme-Kopplung er-
reicht werden. 
Bauliche Standards des Erneuerbare-Energien-Gesetzes bzw. des Erneuerbare-
Energien-Wärmegesetzes sind ebenso umsetzbar wie die aktive und passive 
Nutzung der Solarenergie. 

 Erschließungskosten 11

Die Initiative der Planung beruht auf einer privaten Projektentwicklung. Der Vor-
habenträger / Projektentwickler hat sich bereit und in der Lage erklärt, die Kos-
ten, die mit den Planungen zur Erreichung der bauplanungsrechtlichen Zulässig-
keit des Vorhabens verbunden sind, vollständig zu tragen.  
 
Die festgesetzte öffentliche Verkehrsfläche an der Krügerstraße ist vom Vorha-
benträger zu errichten und der Stadt Beckum kosten- und lastenfrei zu übertra-
gen. Die Einzelheiten dazu werden im Durchführungsvertrag zwischen dem Vor-
habenträger und der Stadt Beckum vereinbart. Darüber hinaus sind von der Pla-
nung keine Erschließungsmaßnahmen im öffentlichen Raum betroffen, außer der 
Verlegung / Anbindung der sog. Hausanschlüsse. 
 
Zwischen der Stadt Beckum und dem Vorhabenträger wird bis zum Satzungsbe-
schluss der Durchführungsvertrag gem. § 12 BauGB geschlossen, der die hierfür 
erforderlichen vertraglichen Regelungen beinhalten wird. 
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Anlage1: Anpassung des Flächennutzungsplanes im Wege der Berichtigung 

Die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Vorhelmer Straße“ erfolgt 
als Bebauungsplan der Innenentwicklung gemäß § 13a BauGB. 
 
Innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes ist die Festsetzung 
allgemeiner Wohngebiete beabsichtigt, während im Flächennutzungsplan lediglich in 
einem westlichen Teilbereich Wohnbauflächen dargestellt sind, während der überwie-
gende Vorhabenbereich als gemischte Bauflächen dargestellt ist. 
 
Ein Bebauungsplan der Innenentwicklung, der von den Darstellungen des Flächen-
nutzungsplanes abweicht, kann nach § 13a (2) Ziffer 2 BauGB aufgestellt werden, be-
vor der Flächennutzungsplan geändert oder ergänzt worden ist. Die geordnete städ-
tebauliche Entwicklung des Gemeindegebietes darf nicht beeinträchtigt werden. Da 
die geordnete städtebauliche Entwicklung durch die Aufstellung des vorhabenbezo-
genen Bebauungsplanes nicht beeinträchtigt wird (im Wesentlichen handelt es sich 
um eine Anpassung der Darstellung an die faktische Gebietsprägung), soll der Flä-
chennutzungsplan gemäß § 13a (2) Ziffer 2 BauGB im Wege der Berichtigung ange-
passt werden und jegliche im Geltungsbereich gelegene Flächen künftig als Wohn-
bauflächen dargestellt werden. 
 
Dem Entwicklungsgebot des Bebauungsplanes aus dem Flächennutzungsplan gem. 
§ 8 (2) BauGB i.V.m. § 13a (2) Ziffer 2 BauGB kann somit entsprochen werden. 
 
Die Anpassung des Flächennutzungsplanes hat folgende Größenordnung: 
 

Art der Bodennutzung gemäß Flächennutzungsplan Bisher rd. 
Künftig 
rd. 

 
Wohnbauflächen 
 
Gemischte Bauflächen 
 

 
0,12 ha 
 
0,30 ha 

 
0,42 ha 
 
----  ha 

Gesamt 0,42 ha 0,42 ha 
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